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AKTUELLE ANALYSE

Im 20. Jahrhundert galten die Vereinigten Staa-
ten als Ort der Rassenunterschiede und der
ethnischen Diversität, während Europa sich
selbst vorwiegend als Kontinent ethnisch ho-
mogener Nationalstaaten beschrieb. Im 21.
Jahrhundert wird Europa den USA ähnlicher –
mit dem Unterschied, dass die größte Minder-
heit muslimisch sein wird und die Trennlinien
nicht anhand der Kategorien schwarz/weiß,
sondern säkular-christlich/islamisch verlaufen
werden. Wie soll Integration in diesem sozio-
politischen Umfeld gestaltet werden? Welche
Folgen sind für einen Kontinent zu erwarten,
der sich zwar als säkular beschreibt, in dem
aber staatliche Religionsförderung Alltagspra-
xis ist? Welche Konsequenzen hat Integration
für das Christentum als kulturelles Markenzei-
chen Europas? Ich schlage im Folgenden mög-
liche Szenarien vor. Zunächst definiere ich
„Gruppendifferenz“ als Grundlage für eine
Unterscheidung einer Reihe normativer Positi-
onierungen und leite daraus vier gesellschafts-
theoretische Modelle ab, die ich Assimilation,
individualistische Integration, Kosmopolitismus
und Multikulturalismus nenne.

1 | Erkennen von und Reagieren auf
gesellschaftliche Differenz

Das Erfordernis für Integration entsteht, wenn
eine etablierte Gesellschaft Individuen in ihrer
Mitte ausmacht, die im Vergleich zum Durch-
schnittsbürger als benachteiligt wahrgenommen
und so behandelt werden (oft nehmen diese
Individuen sich selbst als „anders“ wahr, wo-
bei „anders“ nicht zwingend negativ konno-
tiert sein muss). Dies kann sich auf verschiede-
ne Weise und in verschiedenen Gesellschafts-
bereichen äußern – etwa auf dem Arbeits- und
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Wohnungsmarkt oder im Bildungsbereich. Je-
mand ist beispielsweise in den Arbeitsmarkt
integriert, wenn er/sie gleiche Chancen hat,
einen Karriere- oder Bildungsweg einzuschla-
gen, sowie gleichen Zugang zu jenen Bildungs-
und Ausbildungsmöglichkeiten hat, die für den
gewünschten Berufsweg erforderlich sind. Chan-
cengleichheit heißt auch, dass der Arbeitsmarkt
für Personen mit vergleichbaren Qualifikatio-
nen und Erfahrungen nicht durch divergieren-
de Löhne und Arbeitsbedingungen segmentiert
ist. Damit meine ich insbesondere formelle oder
informelle Segmentierung nach Differenzkate-
gorien wie Hautfarbe, Ethnizität, Religion.
Diese Definition von Chancengleichheit lässt
sich nicht nur auf den Arbeitsmarkt anwen-
den, sondern gilt ebenso für andere gesellschaft-
liche Bereiche.

Ein Kernaspekt der Integration ist Chan-
cengleichheit in einer nicht segmentierten Ge-
sellschaft, in der Kriterien wie Hautfarbe, Eth-
nizität oder Religion den Zugang zu bestimm-
ten Sektoren nicht bedingen oder erschweren.
Integration besteht aus einer Reihe von kon-
textspezifischen rechtlichen und politischen
Steuerungsinstrumenten, die gleiche Teilhabe-
möglichkeiten in allen Gesellschaftsbereichen
gewährleisten. Integration kann aber auch eine
zusätzliche subjektive und symbolische Dimen-
sion haben, etwa die Wahrnehmung einer Min-
derheit durch die Mehrheitsgesellschaft oder
umgekehrt die Beschreibung der Gesamtgesell-
schaft durch Minderheitsangehörige. Auch
wenn Integration in mehrere gesellschaftliche
Kernbereiche erreicht wurde, wäre eine voll-
ständige Integration erst gegeben, wenn auch
ein Grad subjektiver Identifizierung mit der
Gesellschaft oder dem ganzen Land vorhan-
den ist, und wenn die Mehrheitsgesellschaft
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die vollwertige Teilhabe und die damit einher-
gehende Zugehörigkeitsbeschreibung akzep-
tiert. Die Commission on Multi-Ethnic Britain
etwa definierte „Zugehörigkeitsgefühl“ (CMEB
2000: Einleitung) als das Bewusstsein, berech-
tigterweise dazuzugehören.

Eine Integration in verschiedene Gesell-
schaftsbereiche und das entsprechende Zuge-
hörigkeitsgefühl kann individuell entstehen.
Eine Person hat die Wahl, sich zu integrieren
und ihr mag die Gelegenheit zur Teilhabe ge-
geben werden. Mein Interesse hier gilt weni-
ger jenen Individualentscheidungen oder ver-
einzelt dargebotenen Gelegenheiten, sondern
vielmehr der gesamten Gesellschaft und den
gesellschaftlichen Gruppen. Zugehörigkeitsge-
fühl hängt davon ab, wie andere jemanden
wahrnehmen oder behandeln, und zwar nicht
nur als Individuum, sondern auch als Träger
äußerer Merkmale wie Hautfarbe oder ethno-
religiöser Identität. Einzelne Policybereiche (wie
etwa Bildungspolitik oder städtische Raumpla-
nung)2 sind durch Spezifika und Schwierigkei-
ten gekennzeichnet. Nicht weniger wichtig ist

jedoch die Makroebene eines symbolischen
Verständnisses von Gesellschaft und Integrati-
on. Damit meine ich das Selbstverständnis, das
wir als Glieder einer Gesellschaft über diese
und über Zugehörigkeitsbedingungen zu die-
ser Gesellschaft haben. Dieses Selbstverständ-
nis äußert sich in der öffentlichen Meinung,
manifestiert sich in politische Debatten und
schlägt sich in den Grundlinien von politischen
Konzepten nieder. Eine von der Regierung in
Quebec eingesetzte Kommission, die sich mit
den „symbolischen Grundlagen von Integrati-
on“ (Identität, Religion, Wahrnehmung von
„Anderen“, kollektives Gedächtnis etc.) befasst
hat, folgerte, dass die symbolische Wahrneh-
mung genauso entscheidend ist wie die institu-
tionellen und materiellen Grundlagen von In-
tegration (Bouchard/Taylor 2008). Auch das
Narrativ einer „Krise“ des Multikulturalismus
oder des „Scheiterns“ der Integration ist auf
dieser symbolischen Makroebene zu verorten.
Dies wird offensichtlich, wenn man berück-
sichtigt, wie wenige politische Maßnahmen
tatsächlich Integration zum Ziel haben und
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wie gering öffentliche Ausgaben in diesem
Bereich sind – und diese Bilanz in ein Verhält-
nis zur Aufmerksamkeit setzt, die das Thema
in den Medien erhält. Die Auseinandersetzung
mit politischen Programmen und Konzepten
sollte daher diese symbolische Einstellungsebe-
ne eines gesellschaftlichen Grundethos keines-
falls vernachlässigen.3

Schaubild 1 unterscheidet vier Integrations-
paradigmen, die in zentralen politischen Kon-
zeptionierungen ein unterschiedliches makro-
symbolisches Integrationsverständnis abbilden.
Die vier Integrationsmodi nenne ich Assimila-
tion, individualistische Integration, Multikul-
turalismus und Kosmpolitismus.4 Jedes dieser
Paradigmen kennzeichnet eine eigene Interpre-
tation der Grundwerte europäischer Demokra-
tie – Freiheit, Gleichheit oder Solidarität (die
man auch Bürgergesellschaft oder, dem Ver-
ständnis der französischen Revolution folgend,
Brüderlichkeit nennen könnte). Die Integrati-
onsparadigmen unterscheiden sich vor allem
in ihrer Nuancierung dieser Konzepte. Diffe-
renz in Einwanderungsgesellschaften ist das
Grundthema oder „Problem“, mit dem sich
diese Paradigmen auseinandersetzen (Modood
2007). Einwanderer, die als Teil der großen
Migrationsbewegungen des vergangenen Jahr-
hunderts von anderen Kontinenten nach Euro-
pa kamen, fallen größtenteils in diese Diffe-
renzkategorie. Differenz hängt jedoch nicht
zwingend mit Migration zusammen, ebenso
wenig wie mit Aufenthaltsdauer oder dem
Umstand, dass die Einwanderer und ihre Fami-
lien in der Regel aus ökonomisch weniger ent-
wickelten Teilen der Welt stammen. All diese
Faktoren ließen sich quantitativ strukturieren
und erfassen. „Differenz“ ist jedoch davon
bestimmt, wie Einwanderer wahrgenommen
werden; wie sie sich selbst beschreiben (zum
Beispiel als „weiß“, „schwarz“, „chinesisch“ oder
„Muslim“ etc.), wie sie andere bezeichnen
(wiederum als weiß“, „schwarz“, „Chinesisch“
oder „Muslim“ etc.) und wie sie von anderen
beschrieben werden („Muslime“ etc.). Diese
Identitäten lassen sich (nicht zwingend ambi-
valenzfrei oder präzise) in Differenzkategori-

en wie Hautfarbe, Ethnizität, Religion, Kul-
tur oder Nationalität einordnen.

Zweifellos überlappen sich solche Katego-
risierungen mit Klassen- oder Geschlechtszu-
schreibungen; jedoch sollte betont werden, dass
sich diese Zuschreibungen nicht auf sozio-öko-
nomische Kriterien reduzieren und sich nicht
im klassisch-soziologischen Sinne „objektiv“
sozio-ökonomisch definieren lassen. Vielmehr
implizieren diese Identitätszuschreibungen Sub-
jektivität sowie Handlungsfähigkeit. Ein Ver-
ständnis der Beziehungen zwischen Einwande-
rern und „Einheimischen“ – angesichts der
Tatsache, dass die Einwanderung vorwiegend
im dritten Viertel des 20. Jahrhunderts erfolg-
te, sollte man wohl eher von Beziehungen
zwischen Minderheit und Mehrheit sprechen
– kann nicht ohne Auseinandersetzung mit je-
nen Formen der Differenz erreicht werden.
Ohne die explizite oder implizite Zugrundele-
gung verschiedener Formen der Differenz las-
sen sich relevante Interaktionen nicht erklä-
ren, Positionen verschiedener Akteure nicht
vorhersagen (oder ausmachen) noch politische
Präferenzen angemessen verstehen. Die Kon-
zepte, die im Folgenden analysiert werden, sind
normativ und haben einen klaren Policy-Bezug:
Sie basieren auf einem Verständnis von sozia-
len Phänomenen, die politischer Reaktionen
bedürfen. Wenn das Problem ist, wie Diffe-
renz integriert werden kann – und damit mei-
ne ich einen Prozess, an dessen Ende Diffe-
renz aufhört, problematisch zu sein –, bieten
diese Integrationsmodi verschiedene Antwor-
ten (Schaubild 1).

2 | Vier Integrationsparadigmen

Assimilation ist eine einseitige Perspektive auf
sozialen Wandel und soziale Beziehungen.
Gemäß dieser Sichtweise machen sich Einwan-
derer idealer Weise in der Gesellschaft, in der
sie sich niederlassen, so wenig wie möglich
bemerkbar und gleichen sich so weitgehend
wie möglich ihren neuen Landsmännern an.5

Diese Perspektive konzipiert Integration als
Einbahnstraße. Assimilation kann aus einer lais-
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* In allen Fällen wird ein freiheitlich-demokratischer Rechts- und Werthintergrund vorausgesetzt. Die hier
angeführten Kriterien ergänzen diesen Rahmen.
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sez-faire Haltung entstehen oder wird bewusst
zum Staatsziel erklärt, wie etwa im Falle der
„Amerikanisierungspolitik“ gegenüber europä-
ischen Einwanderern des frühen 20. Jahrhun-
derts. Diese Politik hat einen möglichst gerin-
gen Grad an alltagspraktischen und institutio-
nellen Veränderungen zum Ziel. Die zugrun-
deliegende Logik ist, das erst gar keine Gele-
genheitsstrukturen für Diskriminierung und
soziale Konflikte entstehen, wenn Differenz
eliminiert wird. Ausgehend von anglophonen
Ländern gilt Assimilation seit den 1960er Jah-
ren in einer wachsenden Zahl von Staaten als
zunehmend unpraktikabel, illiberal sowie als
inegalitär. Schon 1966 erklärte Innenminister
Roy Jenkins, die britische Regierung verstün-
de Integration nicht als „verwässernden Assi-
milierungsprozess, sondern als Chancengleich-
heit und Toleranz gegenüber kultureller Viel-
falt“ (Jenkins 1967: 267). Obwohl der Begriff
„Assimilation“ heute durch den Terminus „In-
tegration“ ersetzt wurde, meinen viele Politi-
ker auch heute noch – bewusst oder unbewusst
– Assimilation, wenn sie von Integration spre-
chen. Da Begriffsgehalte und ihr Gebrauch im
öffentlichen Diskurs nicht selten auseinander-
fallen, sollten sie stets kritisch hinterfragt wer-
den.

In den drei nicht-assimilativen Paradigmen
wird von einem zweiseitigen Integrationsbegriff
ausgegangen. Sie erfordern einen Beitrag der
Mehrheitsgesellschaft und der eingewanderten
ethnischen Minderheiten. Letztere können auch
nicht ausschließlich dafür verantwortlich ge-
macht werden, wenn Integration scheitert oder
keine Integrationsversuche erfolgen. Integrati-
on gilt vor allem als institutionelle und gesell-
schaftliche Aufgabe, die von Akteuren wie
Arbeitgebern, Zivilgesellschaft oder dem Staat
getragen wird. Institutionelle Chancengleich-
heit für (angehende) Neubürger kann – zum
Beispiel – durch rechtlichen Diskriminierungs-
schutz garantiert werden. An dieser Stelle soll-
te wiederum zwischen individualistischer Inte-
gration und Multikulturalismus unterschieden
werden. Erstere erfordert die individuelle Be-
rücksichtigung von Einwanderern oder Min-

derheiten als individuelle Träger gleicher Rechte
und politischer Ansprüche (Barry 2001). Min-
derheitenverbände sind zwar als private Verei-
nigungen rechtlich geschützt, erhalten aber
keine öffentlichen Fördergelder und überneh-
men keine öffentlichen Aufgaben.

Multikulturalismus legt einen beidseitigen
Integrationsprozess zugrunde. Er berücksich-
tigt Individuen und soziale Gruppierungen. Das
Modell differenziert auch zwischen einzelnen
Gruppierungen und entwickelt variierende in-
stitutionelle Lösungen für unterschiedliche
Bedürfnisse (CMEB 2000; Parekh 2000; Mo-
dood 2007). Das „Multi“ im Wort Multikul-
turalismus steht dafür, dass Integration nicht
als vorgefertigte Schablone für alle verstanden
werden kann, da jede gesellschaftliche Gruppe
eigene Charakteristika und Bedürfnisse hat. Der
„Kulturalismus“ hingegen, der durch seinem
Bezug zu einem komplexen Konzept wie „Kul-
tur“ sowie seinen „ismus“ keineswegs ein güns-
tiger Begriff ist, unterscheidet Gruppierungen
und Gruppenidentitäten aufgrund ihres sozio-
ökonomischen Profils, ihres Phänotyps sowie
ihrer Aufenthaltsdauer. Gruppenbezogene In-
tegration ist eine Ergänzung und keine Alter-
native zur Integration von Individuen. Zum
Beispiel erfolgt Integration durch gezielte Anti-
Diskriminierungspolitik sowie durch einen so-
liden Rahmen für Persönlichkeitsrechte. Wie
die meisten Konzepte in der politischen Theo-
rie nimmt der  Multikulturalismus in verschie-
denen sozialen Kontexten und zu unterschied-
lichen Zeiten variierende Formen an. Zum
Bespiel wurde er in den Niederlanden anders
verstanden als in Großbritannien (Joppke 2004;
Koopmans et al. 2005) und in Quebec anders
konzipiert als in im englischsprachigen Teil
Kanadas (Bouchard/Taylor 2008, Kapitel 6).
Jedes Land debattiert und verhandelt sein nati-
onales Integrationsverständnis. Solche Debat-
ten mögen durch einen Initiator angestoßen
werden – wie im oben erwähnten Beispiel Roy
Jenkins – und durch Diskussionsteilnehmer
(bisweilen auch Nachzügler), die die Aushand-
lung in verschiedene Richtungen lenken oder
ihren Rahmen erweitern. Die britische Diskus-

Differenz und Integration
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sion wurde zum Beispiel maßgeblich von mus-
limischen Migranten geprägt, die schon in den
1990er Jahren Religion betonen (Modood
2005).

Im Mittelpunkt des Multikulturalismus,
ähnlich wie bei allen Integrationsparadigmen,
steht der Gleichheitsgedanke. Der wesentliche
Unterschied zwischen Individualistischer Inte-
gration und Multikulturalismus ist die Bedeu-
tung, die der Multikulturalismus gesellschaft-
lichen Gruppen und dem „Multi“ in seinem
Wortstamm beimisst. Es lassen sich zwei Dif-
ferenzierungsprozesse zwischen Minderheiten
und der Mehrheitsgesellschaft ausmachen:
Einerseits Fremdheit, Stigmatisierung, Stereo-
typisierung, Ausgrenzung, Diskriminierung und
Rassismus, anderseits die positive Selbstbeschrei-
bung von Gruppen. Multikulturalismus stützt
sich auf Datenerhebungen aus diesen beiden
Kernbereichen. Differenz wird in beiden Be-
reichen sowohl aus der Außen- als auch der
Innenperspektive wahrgenommen. Aus beiden
Blickwinkeln stellt sie nicht nur ein Anders-
sein dar, sondern auch eine Form der Fremd-
heit oder Minderwertigkeit, die gleichberech-
tigte Zugehörigkeit zur Gesellschaft oder dem
politischen Gemeinwesen erschwert. Kürzlich
wurde Multikulturalismus als Modell definiert,
„das ethnisch-kulturell-religiöse Minderheiten
als gesonderte soziale Gruppierungen versteht
und ihre Besonderheit aktiv fördert“ (Emmer-
son 2011). Diese Definition umschreibt jedoch
nur einen Teilaspekt: Der Multikulturalismus
schafft Raum für jene, die den Wunsch haben,
ihre Besonderheit zu betonen. Er sucht aber
auch nach Formen des sozialen Zusammenhalts,
die sich damit vereinbaren lassen. Hartmann
und Gerteis (2005) sprechen in diesem Zu-
sammenhang von „neuen Solidaritätskonzep-
ten“, die auf dem Gleichheitsgedanken basie-
ren (auch Bouchard/Taylor 2008). Jedes Inte-
grationsparadigma reflektiert ein eigenes Ver-
ständnis von freier Wahl, Gleichheit und Soli-
darität. Dem Multikulturalismus sein Interes-
se an gesamtgesellschaftlicher Solidarität ab-
zusprechen ist zwar eine geläufige, aber eine
verkürzte Darstellung.

3 | Präzisierung der Konzepte Multikultu-
ralismus und Integration

Multikulturelle Minderheitenpolitik unterschei-
det sich von individualistischer Integration
darin, dass sie die soziale Realität von Grup-
pen anerkennt und nicht nur den Bedürfnissen
von Einzelpersonen oder organisierten Vereini-
gungen Rechnung trägt. Keineswegs setzt
multikulturelle Anerkennung präzise vonein-
ander abgegrenzte, homogene, unveränderliche
und geschlossene Bevölkerungsgruppen voraus
(Modood 2007: 93-97).6 Hier beginnt die Aus-
einandersetzung mit dem Kosmopolitismus.

Kosmopolitismus basiert auf der Akzeptanz
von Differenz – gleichzeitig steht er aber der
Kategorie „Gruppe“ kritisch gegenüber oder
löst sie gänzlich auf (Waldron 1991).7 Zwei
Formen des Multikulturalismus entstehen aus
der Differenz darüber, ob Einwanderung die
Bildung gesellschaftlicher Teilgruppen bedingt,
deren Status gesonderter politischer Aufmerk-
samkeit bedarf. In öffentlichen Debatten wie
auch in der Sozialwissenschaft wird oft einer
dieser beiden Begriffe als Multikulturalismus
verwandt. In den meisten Fällen wird nicht
darauf hingewiesen, dass es hier zwei konkur-
rierende Begriffsvorstellungen gibt. Für mich
ist Multikulturalismus jene sozialwissenschaft-
liche und politische Position, die die Realität
sozialer Gruppen berücksichtigt.8

Ich spreche von Kosmopolitismus, wenn
Differenz positiv bewertet oder pragmatisch
akzeptiert wird; gleichzeitig wird die Existenz
von Gruppierungen geleugnet oder ihnen poli-
tische Anerkennung abgesprochen. Dem liegt
das Argument zugrunde, dass vor dem Hinter-
grund von Rassismus, Kolonialismus und euro-
päischem Überlegenheitsdenken während der
frühen Migrations- und Siedlungswellen be-
stimmte Formen von sozialer Ausgrenzung
entstanden sind, die Gruppenbildung (wie etwa
„weiß/schwarz“) erst geschaffen oder verstärkt
haben. In Zeiten der sozialen Vermischung,
kulturellen Begegnung und Globalisierung sind
jene Identitätszuschreibungen der Moderne
(basierend etwa auf Hautfarbe oder Nationali-
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tät) in Auflösung begriffen. Selbstbeschreibun-
gen werden fließender und vielschichtiger, sind
kontextspezifisch und kombinieren variieren-
de Komponenten (Hall 1992a).

Briten karibischen Ursprungs sind zum Bei-
spiel Teil einer „Multikultur“ geworden, weil
sie aktiv soziale Bande geknüpft haben, an-
statt sich als segregierte Gemeinschaft abzu-
grenzen. Solche Eingliederungsprozesse lassen
sich nicht vollständig durch Modelle wie indi-
vidualistische Integration beschreiben (Gilroy
2000). Während Briten karibischen Ursprungs
weiterhin wirtschaftlich marginalisiert und in
Problemstatistiken urbaner Deprivation über-
repräsentiert bleiben, sind sie doch in Berei-
chen wie Jugendkultur, Musik, Tanz, Mode
und Sport fester Bestandteil der Popkultur und
hierin sogar überrepräsentiert (Hall 1998).
Wenn wir davon ausgehen, dass Fußballmann-
schaften, die Olympiade oder Fernsehprogram-
me wie Großbritannien sucht den Superstar
(The X Factor) eine wichtige Rolle für die
nationale Identitätsbildung spielen, stehen sie
gar im Zentrum ideeller britischer Nationen-
bildung. Zudem erfährt Großbritannien – wie
auch andere Staaten Westeuropas – gerade neue,
auch innereuropäische, Einwanderung, die sich
weiter fortsetzen wird. Angesichts der Vielzahl
an Herkunftsgesellschaften lässt sich nicht
mehr von klar auszumachenden Einwanderer-
gruppen sprechen, so ein bekanntes Argument.
Vielmehr entsteht ein soziales Profil der „Hy-
perdiversität“, indem weniger strukturierte
Formationen verschiedener Sprachen, Ethnizi-
täten und Religionen entstehen (Vertovec
2007). Als mögliches Zukunftsszenario ent-
spricht diese Vision einer Sicht, die vor dem
Hintergrund von Globalisierung, Migration
und Telekommunikation verstärkte transnatio-
nale Assoziationstendenzen beschreibt. Die
Interaktionsdichte und gegenseitige Loyalität
in solchen Gemeinschaften gilt als stärker als
jene zwischen Staatsbürgern.

In welcher Hinsicht geht Kosmopolitismus
über individualistische Integration hinaus? Dies
geschieht weniger im politischen Sinne als auf-
grund des im Kosmopolitismus gegebenen

Ethos, Vielfalt positiv zu bewerten und Bedin-
gungen zu schaffen, die eine freiwillige Wahl
ermöglichen. Als problematisch gelten alle
Formen der Oktroyierung von Gruppenidenti-
täten und alle Ideen, Vorstellungen oder Vor-
urteile, die Individuen als unterlegen oder be-
drohlich stilisieren und sie dabei von der voll-
wertigen gesellschaftlichen Teilhabe ausschlie-
ßen.

Assimilation oder Anpassung an vorherr-
schende soziale Normen sollten nicht als Be-
dingung formuliert werden. Jedoch können
Gruppenzugehörigkeitszwänge sich ähnlich
negativ auf die individuelle Lebensgestaltung
auswirken (Appiah 1994). Vererbte oder zuge-
schriebene Identitäten, die Individuen in fremd
gewählte Schubladen sortieren und ihnen wie
in einem Drehbuch ihre Lebensgestaltung vor-
geben, sollten zurückgewiesen werden (die
Forschungsliteratur spricht hier häufig von
„Grenzüberschreitungen“). Die Zahl an Mög-
lichkeiten zur Selbstverwirklichung wird be-
grenzt; ein antagonistisches gruppenbasiertes
Gesellschaftsbild entsteht.9

Kosmopolitismus ist die Multikulturalismus-
variante der maximalen Freiheiten für Minder-
heit und Mehrheit, sich unabhängig von Grup-
pengrenzen mit allen auszutauschen, von allen
anderen zu lernen oder Gepflogenheiten zu
übernehmen. Individuelle Identitäten entstehen
aus einem Mischverhältnis der persönlichen
Präferenzen für Merkmale und Aspekte ver-
schiedener Gruppen und Traditionen. Es gibt
keine dominante soziale Identität, der sich alle
anpassen müssen. Das Ergebnis ist eine Gesell-
schaft, die sich aus einem Mix von verschiede-
nen Kulturen zusammensetzte, eine „Multikul-
tur“.

Während dies eine attraktive wie auch mit
der liberalen Demokratie kompatible Vision der
gegenwärtigen Gesellschaft ist, ist sie allerdings
nur bedingt auf den Londoner Kontext an-
wendbar – ebenso wenig wie auf große Teile
Großbritanniens oder Kontinentaleuropas. In
den meisten Groß- und Kleinstädten, zum Bei-
spiel im Norden Englands, gibt es keine große
Vielfalt an Gruppierungen, sondern häufig nur
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zwei soziale Gruppen (beispielsweise südost-
asiatische Muslime und Europäer). Identifizie-
rungsmöglichkeiten sowie freie Kombination
von Identitätsmerkmalen halten sich in Gren-
zen und die meisten Individuen empfinden eine
starke Bindung an eine oder an einige wenige
Gruppenidentitäten. Eine Mehrheit der briti-
schen Muslime etwa beschreibt sich selbst als
„Muslim“ oder „britisch“; in den meisten Fäl-
len als beides (Travis 2002).

Hyperdiversität entsteht zeitgleich und er-
gänzend zur städtischen Konzentration von
etablierten postkolonialen Gemeinschaften mit
ihrer außergewöhnlichen Beziehung zu Groß-
britannien und ihrer politischen Sonderstellung.
In anderen europäischen Ländern gibt es ver-
gleichbare Minderheiten mit ähnlichem ge-
schichtlichen Hintergrund und einer daraus
resultierenden gesellschaftlichen und politischen
Position, zum Beispiel Einwanderer aus dem
Maghreb in Frankreich und aus der Türkei in
Deutschland. Viele dieser Gruppen sind oft
verhältnismäßig umfangreich und daher sowohl
in der Selbstwahrnehmung als auch von außen
als Gruppierung wahrnehmbar. Sie stehen im
Zentrum der öffentlichen Debatte und Auf-
merksamkeit, insbesondere wenn der Eindruck
entstanden ist, ihre Integration sei nicht be-
sonders erfolgreich. Muslime scheinen in west-
lichen Demokratien häufig in diese Kategorie
zu fallen, unabhängig davon, ob das jeweilige
Gesellschaftsprofil eher von Gemeinschaftssinn
oder Hyperdiversität geprägt ist.

Das heißt nicht, dass solche Minderheiten-
identitäten exklusiv sind. Eine Reihe quantita-
tiver Erhebungen hat nachgewiesen, dass Mus-
lime in Großbritannien sich zwar stark mit
ihrer religiösen Identität identifizieren, dass die
Mehrheit von ihnen sich aber ebenso als bri-
tisch wahrnimmt. Die Wahrscheinlichkeit, dass
ein Muslim sich selbst als britisch beschreibt
und britischen Institutionen Vertrauen schenkt,
ist sogar höher als bei Nicht-Muslimen (He-
ath/Roberts 2008). Gallup (2008) präsentier-
te ähnliche Forschungsergebnisse für Deutsch-
land; abweichende Zahlen fanden sich in Frank-
reich, wo allerdings Pew (2006) allgemein hö-

here Identifikation mit der Nationalität im
Vergleich zu anderen westeuropäischen Staa-
ten feststellte. „Bindestrich-Identitäten“ wie
„britisch-indisch“ sind inzwischen in Großbri-
tannien so populär und weitverbreitet wie seit
Jahrzehnten in den USA. Zunehmende Bedeu-
tung kommt, wie oben erwähnt, transnationa-
len Diasporas zu. Allerdings erfährt nationale
Identität keineswegs einer Erosion. Afrikanisch-
karibische Briten und Südostasiaten haben zwar
Familien in ihren Herkunftsländern wie auch
in den USA und Kanada. Es gibt allerdings
keine Hinweise darauf, dass die jeweiligen Fa-
milienmitglieder sich nicht als britisch, ameri-
kanisch oder kanadisch beschreiben.

Ein zentraler Unterschied zwischen indivi-
dualistischer Integration und Multikulturalis-
mus ist, dass die betreffenden, durch Einwan-
derung entstandenen Gruppierungen sehr viel-
fältige Charakteristika und daher auch unter-
schiedlichen Anerkennungsbedarf haben. Wäh-
rend einige sich mit ihrer Hautfarbe identifi-
zieren, wird für andere die nationale Herkunfts-
identität (z.B. „Türkisch“) salienter sein; wieder
andere definieren sich stattdessen über ihre
regionale Herkunft (z.B. „Berber“) oder ihrer
Religionszugehörigkeit (z.B. „Sikh“). Auch
drücken diese Bezeichnungen Formen der
Gruppengehörigkeit und des Stolzes auf eine
Gruppenidentität aus und spiegeln das Ringen
um Anerkennung und Inklusion wider. Diese
Minderheitenselbstbeschreibungen stehen auf
verschiedenste Arten im Dialog mit umfassen-
deren sozialen Identitäten wie etwa „Frau“,
„Arbeiterklasse“, „Londoner“, „Britin“, die
verschiedenen Erfahrungen, Lokalitäten und
Ambitionen Ausdruck geben.

Sowohl der Multikulturalismus und der
Kosmopolitismus als auch der ethno-religiöse
Kommunitarismus (den ich auch als Multikul-
turalismus einordne) gehen auf jene politischen
Minderheitenbedürfnisse ein. Keines dieser
Paradigmen funktioniert als allumfassendes
politisches oder soziologisches Modell – viel-
mehr sollten sie als komplementär gesehen
werden (Modood 1998, CMEB 2000, Mo-
dood/Dobbernack 2011). Während die Aner-
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kennung ethnischer und religiöser Gruppierun-
gen eine rechtliche Dimension hat, liegt der
Löwenanteil der zu erfüllenden Aufgabe im
Bereich demokratischer Konsultationsmechanis-
men, politischer Partizipation, institutioneller
Regelungen (im schulischen und gesundheits-
politischen Bereich zum Beispiel) sowie öffent-
licher Diskurse – insbesondere im Bereich der
(Neu)-Formulierung eines Verständnisses gesell-
schaftlicher Solidarität und nationaler Identi-
tät.

Unabhängig davon, ob die Anerkennung
von Minderheitenidentitäten formell oder in-
formell erfolgt, oder ob sie vom Staat oder
von semi-autonomen zivilgesellschaftlichen
Akteuren gesteuert wird, stellt sie keine Re-
lativierung oder Abwertung von Individual-
rechten oder gemeinschaftlichen Bürger-
schaftsmodellen dar. Es kann passieren, dass
sich einige Gruppierungen zu bestimmten
Zeiten oder in einigen Bereichen zu sehr nach
innen wenden. In Fällen, in denen es wenig
positiven gruppenübergreifenden Austausch
oder Interaktion auf lokaler Ebene gibt, mö-
gen Politikinstrumente, die gemeinschaftlichen
Zusammenhalt zum Ziel haben, ein angemes-
senes Politikinstrument darstellen (Cantle
2001): Etwa, wenn eine christliche Schule in
Großbritannien angeregt wird, auch nicht-
christliche Schüler aufzunehmen oder Schul-
partnerschaften mit Schulen anderer Religi-
onszugehörigkeit zu initiieren. Im Zusammen-
hang mit gesellschaftlichem Selbstverständnis
und verwandten Diskursen, also im Bereich
der Definition nationaler und gesellschaftli-
cher Identität, sieht weder die Theorie noch
die Praxis des Multikulturalismus eine Wen-
dung nach innen vor. Dennoch scheint dies
die grundlegendste Sorge der Kritiker des
Multikulturalismus zu sein, die ihn nahezu
mit Separatismus gleichsetzen.10 Es ist zu
betonen, dass der Multikulturalismus ein In-
tegrationsmodus ist, der genauso wie andere
Integrationsmodi daraufhin untersucht wer-
den muss, welchen Beitrag er eventuell zu
sozialer Ausgrenzung oder Segregation leis-
tet (Banting/ Kymlicka 2008).

4 | Warum Multikulturalismus nicht tot
ist

Die Präzisierung meines Begriffsverständnisses
von Multikulturalismus ist nicht zuletzt sinn-
voll, um jene Kritiker zu verstehen, die be-
haupten, Multikulturalismus sei gescheitert
(Weldon 1989, siehe auch Presseurop 2010 für
Angela Merkels Rede zum Scheitern von Mul-
tikulti) oder tot (Cameron 2011). Diese Kriti-
ker mögen stattdessen Assimilation befürwor-
ten oder auch individualistische Integration oder
Kosmopolitismus. Gleichzeitig tragen sie der
soziologischen Realität von Gruppendifferenz
Rechnung und verstärken sie, indem sie bekla-
gen, dass bestimmte Gruppen (insbesondere
Muslime) als klar definierte Gruppierung wahr-
nehmbar seien. Sie erklären dies mit einer se-
paratistischen Neigung jener sozialen Gruppen,
die angeblich von multikultureller Politik ge-
fördert wurde. So paradox dies klingen mag:
Eingefleischte Kritiker des Multikulturalismus
lehnen mit dieser Kritik zwar einerseits das
politische Instrumentarium ab, legen ihrer Kri-
tik aber anderseits die soziologischen Grund-
annahmen des Multikulturalismus zugrunde.
Gingen sie davon aus, dass diese Gruppen ein-
zig das Ergebnis von Stereotypisierung und
Ausgrenzung sind (im selben Sinne, in dem
gruppenbasierte Rassenzuschreibung ein Pro-
dukt des Rassismus ist) oder hauptsächlich durch
sozio-ökonomische Faktoren entstehen (etwa
indem Migranten als Teil der Arbeiterklasse
gesehen werden), würden sie die soziologischen
Prämissen des Multikulturalismus nicht teilen.
Die Ironie ist jedoch, dass eben jener Diskurs,
der beklagt, „bestimmte Gruppen verweiger-
ten Integration“, besagte Gruppenidentitäten
verstärkt und damit die sozialen Bedingungen
verfestigt, die Multikulturalismus soziologisch
erfassbar und politisch notwendig machen.
Soziologische Prämissen, die den Fokus auf
Ethnizität anstatt auf Individualität, Klassen-
zugehörigkeit oder Geschlechtszuschreibungen-
legen, passen besser zu einer anti-multikultu-
rellen Politik. Jedoch scheint sie weniger ge-
eignet, die soziale Realität adäquat zu erklä-
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ren oder vorherzusagen. Zwar legt unsere nor-
mative Orientierung – individualistisch oder
multikulturell – eine soziologische Position
nahe, jedoch überzeugt uns ein Politikparadig-
ma gerade deswegen, weil wir meinen, dass
die zugrundeliegenden soziologischen Annah-
men eher zutreffen.11

Nicht nur im Bereich soziologischer Prä-
missen greifen die Kritiker des Multikultura-
lismus auf seine Ideen zurück. Teil des anti-
multikulturellen Diskurses ist auch die Imple-
mentierung multikultureller Politik. Konsulta-
tionsprozesse, Minderheitenpräsenz in politi-
schen Institutionen oder Anerkennungspoliti-
ken erfreuen sich in letzter Zeit sogar steigen-
der Beliebtheit. Seit dem 11. September 2001
hat die britische Regierung es für notwendig
befunden, Konsultationen mit muslimischen
Vertretern auszubauen. Angesichts der Kritik
gegenüber den etablierten Vertretern muslimi-
scher Verbände wurden gleichzeitig der Kreis
der assoziierten Gesprächspartner wie auch die
Kommunikationskanäle erweitert. Staaten und
Regierungen, die ihre Ressentiments gegenü-
ber dem Multikulturalismus offen kundtaten,
haben korporatistische Verflechtungen mit
Minderheitenvertretern intensiviert. So schuf
Nikolas Sarkozy den „Conseils Francais du
Culte Musulma“ im Jahr 2003, einen Rat, der
alle Muslime gegenüber der französischen Re-
gierung in Fragen der Religionsausübung ver-
tritt. In dieselbe Kategorie fällt auch die Ein-
richtung der deutschen Islamkonferenz im Jahr
2005, einem Forum für Sondierungsgespräche
mit einer sehr umfassenden politischen Agen-
da. Beide Foren haben „top down“- Charakter,
da sie als Kontrollinstanzen eingerichtet wur-
den, um bestimmte Gruppierungen zu fördern
und anderen die öffentliche Anerkennung zu
entziehen. Die konzeptuellen Paradigmen As-
similation, individualistische Integration oder
Kosmopolitismus haben eine geringe Erklär-
kraft angesichts des Grades an Institutionali-
sierung, das unter Bezug auf diese Konzepte
eingeführt wurde.

Es ist tatsächlich ein neuer Grad an Intole-
ranz gegenüber bestimmten muslimischen Prak-

tiken zu verzeichnen (zum Beispiel gegenüber
dem Tragen der Burka), die in manchen Tei-
len Europas auch in jüngsten Gesetzgebungs-
initiativen politischen Ausdruck gefunden hat
(nicht jedoch in Großbritannien). Bemerkens-
wert ist, dass wir keinen Paradigmenwechsel
von einem pluralistischen Integrationsmodus
hin zur individualistischen Integration beob-
achten. Multikulturalismuskritiker mögen nicht
nur auf die gesellschaftliche Wahrnehmbarkeit
muslimischer Gruppierungen hinweisen, son-
dern auch ihre mangelnde Teilhabe am Ge-
meinschaftsleben oder an geteilten und gemein-
samen Werten feststellen. Für mich ist hier
maßgeblich, dass die Maßnahmen, die in die-
sem Zusammenhang ergriffen werden, nicht
als Assimilation oder individualistischen Inte-
gration angesehen werden können, weil sie die
soziale Realität und politische Signifikanz von
Gruppen berücksichtigen.

Man könnte meinen, ich verwässere den
markanten Unterschied zwischen Multikultu-
ralismus und seinen politischen Kritikern –
nämlich dass gerade die politischen Kritiker
des Multikulturalismus die Integration in ein
gemeinschaftliches Leben betonen. Genau
hierin stimme ich aber nicht zu. Der Kern
meines Arguments liegt darin, dass der Mul-
tikulturalismus, wie er in den Werken von
Taylor, Kymlicka, Parekh und Phillips oder
auch den relevanten Policy-Dokumenten, Ge-
setzestexten und politischen Konzepten in
Kanada, Australien und Großbritannien defi-
niert wurde, Integration ins Zentrum seiner
politischen Zielsetzung rückt (siehe Modood,
2007: 14-20 für eine ausführliche Darstellung).
Der Unterschied zwischen Befürwortern und
Gegnern des Multikulturalismus liegt nicht
im Bereich der integrationspolitischen Ziel-
setzung, sondern im normativen Verständnis
von Integration. Ich habe dies bei der Priori-
tätensetzung im Bereich der normativen Kon-
zepte Freiheit, Gleichheit und Solidarität (zu-
sammengefasst in Schaubild 1) verdeutlicht.
Des Weiteren divergieren die Bewertung sozi-
aler Kontexte, der Instrumentarien und ihrer
Zielführung sowie die allgemeinen Vorstellun-
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gen darüber, wie eine Gesellschaft funktio-
niert (die ich zuvor als soziologische Annah-
men bezeichnet habe).

Der angebotene analytische Rahmen ermög-
licht auch, die Argumentation jener zu verste-
hen, die behaupten, Vielfalt zu begrüßen, aber
zugleich den Multikulturalismus ablehnen.
Diese kritischen Stimmen weisen meist darauf
hin, dass eine prononcierte Gruppenidentität
verfochten und betont wird, um für eine poli-
tische Agenda zu mobilisieren und eine Son-
derbehandlung zu erwirken. Oft erhalten sie
eine Antwort, die darauf hinweist, wie Multi-
kulturalismus in multi-ethnischen Nachbarschaf-
ten funktioniert, in denen Individuen nicht nur
friedlich nebeneinander her leben, sondern sich
bereitwillig austauschen und den Austausch
einem Monokulturalismus vorziehen. Jene Le-
bensweise setzt keineswegs eine prägnante
Gruppenidentität oder deren politische Aner-
kennung voraus. Im Gegenteil wird argumen-
tiert, dass die Abwesenheit solcher Identitäten
und ihrer politischen Anerkennung den Aus-
tausch ermöglicht.12 Obwohl diese Erwiderung
an sich eine sinnvolle Reaktion ist, geht sie
nicht an den Kern der Multikulturalismuskri-
tik und überschneidet sich gar mit deren Sicht-
weise: Das Gruppenelement ist der unpopulä-
re Aspekt des Multikulturalismus – verwirrend
hierbei ist, dass dabei das, was ich als Kosmo-
politismus definiert habe, oft als Multikultu-
ralismus bezeichnet wird.

Es wurde beispielsweise argumentiert, dass
die Mehrheit der Australier Multikulturalismus
befürwortet. In der Tat wird er als Teil der
Landesidentität gesehen, allerdings versteht
man ihn als „Austausch verschiedener Indivi-
duen anstatt einer Ansammlung von Gruppen“
(Brett/Moran 2011: 203). Ein gruppenbasiert-
er Multikulturalismus ist weniger populär als
der Kosmopolitismus – und eine zentrale Fra-
ge hat hier Signifikanz: Kann die Integration
aller Gruppen in einer Einwanderungsgesell-
schaft ohne Multikulturalismus erfolgen (Mo-
dood 1998, 2007)? Ein gruppenbasierter Mul-
tikulturalismus, der freiwillige Gruppenzuge-
hörigkeit voraussetzt, mag vielmehr sogar un-

gewollt Bestandteil künftiger Gesellschaftsent-
würfe sein, da er mit Premierminister Came-
rons Vorstellung einer „Big Society“ sehr wohl
kompatibel ist; einer Vision, die zivilgesellschaft-
lichen Vereinigungen, darunter lokalen Grup-
pen, Religionsgemeinschaften oder auch dem
interreligiösen Dialog zentrale staatliche Auf-
gaben zuweist. Wenn Gruppierungen wie Sikhs,
Hindus und Muslime als zivilgesellschaftliche
Partner der Regierung angesehen werden und
ihnen in dieser Funktion öffentliche Gelder
zugesprochen werden, fällt es schwer nachzu-
vollziehen, wie der Entwurf der „Big Society“
einen Bruch mit jenem staatlichen Multikultu-
ralismus darstellen soll, von dem die offizielle
Rhetorik sich verabschiedet hat (Cameron
2011).

Jedes der vorgestellten makro-symbolischen
Konzepte und politischen Paradigmen hat eine
eigene Gesellschaftsutopie und legt eine Inter-
pretation normativer politischer Konzeptionen
zugrunde –  unter anderem enthält jedes Kon-
zept eine bestimmte Vision gesamtgesellschaft-
licher Solidarität. Die vier Paradigmen unter-
scheiden sich in ihren soziologischen Grund-
annahmen (erste Analyseebene), hinsichtlich der
favorisierten Politikinstrumente (zweite Analy-
seebene) und spezifizieren ein solidarisches
„wir“ (wie in der unteren Reihe von Schaubild
1 dargestellt). Für Vertreter der assimilatori-
schen Variante ist dies ein prägnantes homoge-
nes Nationalbewusstsein. Individualistische In-
tegration betont die liberal-demokratische Ver-
fassungsordnung. Der Kosmopolitismus tut sich
mit dem nationalen Gedanken schwer, da die-
ser Identifizierungsmechanismus eine klare
Grenze zwischen „uns“ und dem Rest der Welt
zieht. Der Multikulturalismus entwirft eine
positive Vision eines neujustierten Nationalbe-
wusstseins, das zuvor ausgegrenzte und margi-
nalisierte Selbstbeschreibungen in Zugehörig-
keitsdefinitionen und Gleichheitsideale einbe-
zieht. Nur wenn diese dritte Ebene berück-
sichtigt wurde, lässt sich von multikultureller
Integration oder multikultureller Staatsbürger-
schaft sprechen (Taylor 1994; Parekh 2000;
Modood 2007).
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Bisher scheinen wir jene dritte Analyseebe-
ne des Multikulturalismus vernachlässigt zu
haben, jene Ebene, die die soziale Vielfalt als
soziologische Tatsache anerkennt, Gruppenbil-
dungsprozesse berücksichtigt, Ausgrenzung
ernst nimmt und über individualrechtliche und
politisch-institutionelle Integration hinausgeht.
Vielleicht lässt sich so erklären, dass sich ein
polemisches Verständnis von Multikulturalismus
verbreitet hat, das sich einzig auf die Unter-
stützung der Minderheitendifferenz stützt und
übersieht, dass der Multikulturalismus diese mit
einer Vision von Gemeinsamkeit ausbalanciert.
Jener Irrtum veranlasst Kommentatoren und
Politiker, den Multikulturalismus als segregie-
rend und separatistisch anzusehen.

Theoretiker wie Taylor (1994) und Parekh
(2000), politische Entwürfe wie z.B. der Re-
port der Kommission für ein Multiethnisches
Großbritannien (CMEB 2000) oder gesetzli-
che Grundlagen in Kanada und Australien, die
als Vorreiter und Vertreter eines staatlichen
Multikulturalismus gelten, gehen alle von der
Idee der nationalen Staatsbürgerschaft aus. Aus
einer multikulturellen Perspektive – die nicht
unbedingt von ihren Kritikern mitgetragen wird
– erscheint die gegenwärtige Betonung bür-
gerschaftlichen und sozialen Zusammenhalts13

als notwendige Ausbalancierung der politischen
Manifestationen des Multikulturalismus in den
1990er Jahren, die sich großenteils in grup-
penbasierten Anerkennungspolitiken nieder-
schlug und ein ambivalentes Verhältnis zur
nationalen Identität hatte (Meer/Modood
2009).14 Keineswegs relativiert sich hiermit die
vorausgegangene Argumentation – ohne insti-
tutionell-politische Modifizierung kann Integra-
tion kaum erfolgreich sein.

Multikulturalisten vertreten eine Pluralisie-
rung der nationalen Identität, die Minderheits-
perspektiven einbindet. Das beinhaltet eine
Neuformulierung der Nationalgeschichte, in
der Minderheiten als Akteure eine Rolle spie-
len. Differenz soll dabei nicht verwässert, son-
dern in eine gemeinsame Selbstbeschreibung
eingewoben werden, damit sich alle darin wie-
derfinden und ein dementsprechendes Zuge-

hörigkeitsgefühl entwickeln können (CMEB
2000: 54-6; Modood 2007: 145-154). In den
USA ist Minderheitenförderung weitverbreitet.
Minderheiten können dadurch ihre Herkunft
in Ehren halten und am amerikanischen Traum
teilhaben. Sie sehen sich als „Bindestrich-Ame-
rikaner” (Italian-Americans, Asian-Americans
usw.) und werden als solche akzeptiert. Auch
wenn der Trend sich in Europa noch nicht
ganz durchgesetzt hat, ist es gut möglich, dass
„Bindestrich-Nationalitäten” auch hier zur Norm
werden.

5 | Schlussfolgerung

Alle besagten Integrationsmodelle und ihre
Implementierung in nationaler Politik scheinen
derzeit in der Krise – zumindest werden sie als
krisenbehaftet wahrgenommen. Wir gewinnen
einen besseren Eindruck der dieser Krise
zugrunde liegenden Probleme, wenn wir erken-
nen, wie Integrations- und Multikulturalismus-
diskurse Differenz konzeptionalisieren und
dabei auf drei Ebenen operieren: über implizi-
te soziologische Prämissen, mittels politischer
Instrumentarien, und unter Bezug auf eine
gesamtgesellschaftliche Vision eines Mitein-
anders, das Differenz integriert.

Abhängig von den zugrundeliegenden so-
ziologischen Prämissen werden manche Instru-
mentarien als naheliegender und sinnvoller als
andere betrachtet. Es besteht zudem ein en-
ger Zusammenhang zwischen soziologischen
Prämissen und Problemdefinitionen sowie po-
litischen Lösungsmechanismen. Schließlich
habe ich einen theoretischen Rahmen vorge-
stellt, in dem die Konturen verschiedener Po-
litikparadigmen – Assimilation, individualisti-
sche Integration, Kosmopolitismus und Mul-
tikulturalismus – durch den Dialog miteinan-
der Gestalt angenommen haben. Jedes Para-
digma entwirft ein Integrationsmodell, das die
vermeintlichen Schwächen der anderen Para-
digmen zu beseitigen sucht. Jede dieser Posi-
tionen hat ihre Stärken und mag je nach sozi-
alem Kontext unterschiedliche Vorzüge haben.
Jedes Politikparadigma enthält eine bestimm-
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te Auffassung von Gleichheit und Staatsbür-
gerschaft, die nur realisiert werden kann, wenn
Minderheiten keine Entscheidungen oder Prä-
ferenzen nahegelegt werden, sondern diese
Präferenzen frei wählbar bleiben. Die Wahr-
scheinlichkeit ist groß, dass diese unterschied-
lich ausfallen.

Es gibt kein passendes Modell für alle Grup-
pierungen und Bedürfnisse. Um einen Höchst-
anteil der Bevölkerung zu integrieren, sollte
keines der obengenannten Integrationsparadig-
men abgewertet oder verworfen werden. Auch
wenn ethno-religiöser Kommunitarismus in
europäischen Öffentlichkeiten und politischen
Kreisen gegenwärtig als nicht erstrebenswert
gilt, ist es doch angesichts der Prominenz von
muslimischen Migranten in diesen Debatten
unwahrscheinlich, dass Integration ohne Ele-
mente dieses Ansatzes realisierbar sein wird.
Dies äußert sich nicht zuletzt darin, dass selbst
jene Entscheidungsträger, die Multikulturalis-
mus in ihren Reden abwerten, multikulturelle
Politik implementieren. Die Wahrnehmung von
Muslimen als Gruppierung verstärkt sich so-
wohl aus der Außen- als auch in der Innen-
sicht. Die Kernfrage ist, ob sie als Außenseiter
stigmatisiert werden oder als Bestandteil des
Gemeinwesens akzeptiert werden.

Entscheidend ist hier die dritte Analyseebe-
ne einer gesamtgesellschaftlichen Vision eines
Miteinanders, deren Gestaltung in vielerlei
Hinsicht eher bei der Mehrheitsgesellschaft als
bei Einwanderern selbst liegt. Die Ausweitung
und Pluralisierung nationaler Identitäten ist
Voraussetzung für eine Integration, die Bür-
gern nicht nur Rechte einräumt, sondern auch
ein Zugehörigkeitsgefühl zur gesellschaftlichen
Gesamtheit und gleichzeitig zu ihrer Minder-
heitenidentität ermöglicht.
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Anmerkungen
1 Mein Dank geht an meine Kollegen im  Pro-

jekt „New Paradigms in Public Policy“ der
British Academy, insbesondere an den Lei-
ter Peter Taylor-Gooby, sowie an zwei ano-
nyme Gutachter, denen ich für ihre Kom-
mentare zu früheren Entwürfen dankbar bin.
Aus demselben Grund danke ich Bhikhu
Parekh, Albert Weale, Geoff Levey, Naser
Meer, Varun Uberoi und Aleksandra Lewi-
cki.

2 Verschiedene Gruppen sind oft unterschied-
lich in gesellschaftliche Bereiche integriert.
Zum Beispiel ist die jüdische Minderheit in
Großbritannien einerseits sehr gut in den
Arbeitsmarkt integriert, andererseits ist sie
aber auch die weitestgehend segregierte reli-
giöse Minderheit (Peach 2006).

3 Eine alternative Sichtweise schlägt vor, All-
tagswahrnehmungen zu erforschen, insbe-
sondere wenn Makrostrukturen nicht klar
definierbar sind. Vgl. Fox/Miller-Idris 2008.

4 Der vorliegende Beitrag befasst sich weni-
ger mit sozio-ökonomischer Integration.
Hierzu siehe Loury/Modood/Teles 2005
oder Heath/Cheung 2007. An anderer Stel-
le wäre es sinnvoll, die Analyse jener sozio-
ökonomischen Fragen mit dem Thema die-
ses Beitrags zu verknüpfen. Das Thema Dif-
ferenz ist für die Staatsbürgerschaftsfor-
schung jedoch ebenso zentral wie sozio-öko-
nomische Faktoren und erhält hier daher auch
gesonderte Aufmerksamkeit.

5 Der Begriff „Assimilation“ wird in der ame-
rikanischen Soziologie synonym zu unserem
Begriff von Integration verwendet. Vgl. z.B.
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Portes/Zhou’s „segmentierte Assimilation“
(1993).

6 Vgl. „In der Amerikanischen Gesellschaft ist
die Kategorie ethnische Gruppe kein Über-
bleibsel der großen Einwanderungswellen son-
dern eine neue soziale Form“ (Glazer/Moy-
nihan 1963: xvii).

7 Mit Kosmopolitismus meine ich nicht die
Idee einer Weltregierung oder das ethische
Prinzip, das Individuen als Weltbürger defi-
niert, sondern einen Integrationsmodus, der
den globalen Austausch verschiedener Kul-
turen beschreibt. Zum Beispiel kann Lon-
don aus dieser Perspektive als kosmopoliti-
sche Stadt gesehen werden. Britische Sozio-
logen verwenden manchmal den Begriff
„Multikultur“ („multiculture“), der aber im
öffentlichen Diskurs kaum verwendet wird.
Alternativ ließe sich von „Interkulturalismus“
sprechen. Allerdings wird dieser Begriff meist
im Zusammenhang mit Quebec verwandt,
das meinem Modell Individualistischer Inte-
gration am nächsten ist. Es ist nicht ganz
klar, in welcher Hinsicht Interkulturalismus
über Multikulturalismus hinausginge (vgl.
Meer/Modood 2012, im Erscheinen). Der
Begriff „Diversität“ erscheint mir zu deskrip-
tiv und allgemein. Einerseits ist nicht klar,
dass der Begriff einen Integrationsmodus
umschreibt, andererseits hat er im Bereich
Human Resources als „Diversitäts-Manage-
ment“ spezifische Bedeutung erlangt.

8 Politische Theoretiker wie Taylor (1994),
Kymlicka (1995) und Parekh (2000), aber
auch die kanadische Regierung haben den
Begriff auf diese Weise verwandt. Er stimmt
auch mit der Verwendung in CMEB (2000)
sowie einer Reihe weiterer Definitionen des
Multikulturalismus überein. Vgl. Modood
(2007: 14-20) für eine ausführlichere Dar-
stellung.

9 Britische Vertreter dieser Position privilegie-
ren bestimmte Gemeinschaftsidentitäten;
„Political blackness“ fällt etwa in diese Kate-
gorie, wie auch zu einem gewissen Grad nicht-
kulturelle und nicht-religiöse politische Iden-
titäten (Modood 1994).

10Eine Durchsicht amerikanischer sozialwissen-
schaftlicher Forschungsliteratur bemerkt,
dass „die in wissenschaftlichen und öffentli-
chen Diskursen am häufigsten zitierte Kon-
zeption von Multikulturalismus eine negati-
ve ist, die Multikulturalismus als etwas be-
greift, was es nicht ist oder wozu er sogar
im Gegensatz steht. Multikulturalismus steht
oft für mit Homogenität inkompatible He-
terogenität und wird mit einer Vielfaltskon-
zeption gleichgesetzt, die für gesellschaftli-
che Solidarität als hinderlich gilt (Hartmann/
Gerteis 2005: 219). Ein Vergleich mit Ver-
tretern des Multikulturalismus ergab, dass
jene dichotomisierenden Vereinfachungen
einer Realitätsprüfung nicht standhielten. Die
Autoren schlussfolgern: „Multikulturalismus
sollte als Projekt der kritischen Theorie ge-
sehen werden, das in Zeiten zunehmender
vielfältiger gesellschaftlicher Realität zur
Schaffung neuer Formen von Solidarität bei-
trägt“ (ebd. 221f.).

11Gleichheit ist selbstverständlich ein nor-
matives, nicht nur ein statistisches oder ana-
lytisches Konzept. Als grundlegendes Kon-
zept der Sozialwissenschaften wird es nicht
nur bei der Analyse von Minderheit-Mehr-
heitsbeziehungen angewandt, sondern auch
bei der Erforschung soziologischer Kate-
gorien wie Klassen- oder Geschlechtsunter-
schieden. Die Sozialwissenschaften brau-
chen zur Durchführung solcher Forschungs-
vorhaben keine Lösung für normative Di-
lemmata. Ein Großteil der Forschung kann
normative Fragen ausklammern. Jedoch lie-
ßen sich Fragen nach Ursachen für Un-
gleichheit kaum beantworten, wenn wir
keinen klaren Begriff von Gleichheit ha-
ben. Das Auslassen normativer Fragen ist
zwar in manchen Forschungsbereichen an-
gebracht, dennoch stellen normative Defi-
nitionen gleichzeitig wichtige Grundlagen
für die Sozialwissenschaften dar. Wie eine
Computersoftware Daten anhand bestimm-
ter Kriterien durchrechnet, so kann ein „po-
sitivistisches“ Projekt durchgeführt werden,
ohne normative Fragen aufzuwerfen. Aber
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ebenso wie die Software nur von jeman-
dem erstellt werden kann, der von einem
analytischen Modell ausgeht, so setzt ein
empirisches Forschungsprojekt ein analyti-
sches Modell voraus, das auf normativen
Konzepten basiert.

12Es liegt eine gewisse Ironie darin, dass ein
Anti-Multikulturalist wie Präsident Sarkozy
eine korporatistische Vertretung für Musli-
me in Frankreich geschaffen hat und Befür-
worter ethnischer Vielfalt zu einem Ende
jener offiziellen Treffen mit Vertretern des
Islam aufrufen (Sen 2006; Malik 2011).

13Kommentatoren sprechen in diesem Zusam-
menhang von einer „bürgerschaftlichen Wen-
de“ („civic turn“) (Mouritsen 2008).

14 In den 1990er Jahren wurden Kosmopolitis-
mus und Multikulturalismus in Großbritan-
nien zunehmend mit der Modernisierung na-
tionaler Identität verknüpft, z.B. in Werken
wie „Cool Britannia“ oder „Rebranding Bri-
tain“ (Leonard 1997). Andere definierten Glo-
balisierung als postnationale Ära (Hall 1992b,
Soysal 1994).
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